
 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 3 - Recht und Ordnung 
 
 

Vorlage Nr. 539/20 

 
 
 

Betreff: 
 

Antrag der UWG Rheine auf Einrichtung eines Unterausschusses "Verkehr" 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Bau- und Mobilitätsausschuss 17.12.2020 Berichterstattung durch: 
Herrn Krümpel 
Herrn Houppert 

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Produktgruppe 32 Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge        € Einzahlungen       € 
Aufwendungen        € Auszahlungen       € 
Verminderung Eigenkapital       € Eigenanteil       € 
 
 

Finanzierung gesichert 
 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 

 
 



- 2 - 

 

Vorlage Nr. 539/20 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
Der Bau- und Mobilitätsausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zum Antrag der 
UWG Rheine vom 8. November 2020 auf Einrichtung eines Unterausschusses „Verkehr“ zur 
Kenntnis. 
 
 
 
Begründung: 
 
Bei dem Arbeitskreis Verkehr handelt es sich um ein interdisziplinäres und behördenübergrei-
fendes Fachgremium für Verkehrsrecht, dem neben der Straßenverkehrsbehörde auch Ver-
treter der Kreispolizeibehörde und der jeweiligen Straßenbaulastträger angehören. Falls im 
Einzelfall Bedarf an weiterer behördlicher Fachexpertise besteht, wird der Teilnehmerkreis 
themenbezogen erweitert. 
 
Der Arbeitskreis Verkehr beschäftigt sich unter Leitung der Straßenverkehrsbehörde mit den 
Analysen und Lösungen von Verkehrsproblemen mit dem Ziel, die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßenverkehrs zu verbessern. 
 
Die Straßenverkehrsbehörde ist gemäß § 44 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung in Verbin-
dung mit § 10 Abs. 1 der Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich Straßenverkehr und 
Güterbeförderung für die Anordnung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen zu-
ständig. Folglich trifft die Straßenverkehrsbehörde sämtliche Entscheidungen, die die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Verkehrs betreffen, in alleiniger Zuständigkeit. 
 
Die Ausführungen verdeutlichen, dass verkehrsrechtliche Entscheidungen ausdrücklich nicht 
der politischen Willensbildung, z.B. durch einen Unterausschuss „Verkehr“, unterworfen sein 
sollen, sondern sich nur an rein fachlichen Erfordernissen und juristisch nachprüfbaren Ent-
scheidungen orientieren. 
 
Zur Verbesserung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit wird vorgeschlagen, dass durch 
die Straßenverkehrsbehörde zu wichtigen Themen und Fragen sowie zu verkehrsrechtlichen 
Entscheidungen aus dem Bereich „Verkehr“ im Rahmen der Sitzungen des Bau- und Mobili-
tätsausschusses berichtet wird. 
 
 
 
Anlage: 
 
Antrag der UWG Rheine vom 08. November 2020  
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